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Nr. 0.
_—

Dels, den 27. Januar 1920. 58. Jahrgang

Abmnniiec zeit-
Oels, den 26. Januar 1920.

Belrifft Abänderungdes Ausmsah-lungssatzes.s

« Die Resichsgetreideftelle hat auf Grund des § 18g der
Reichsgetreideordnung vom 18. Juni 1919 Reichsgesetz-blau
Seite 525) mit fofortiger Wirkung angeordnet, daß Roggen
sowie Weizen zu 90 Prozent nnd Geiste zu 85 Prozent aus-
zumahileii find. Diese Festsetzung gilt allgemein für Ge-
treide, das die Reichsgietreidestelle oder der Kreis für die
Versen-gnug feiner Bevölkerung verarbeiten lügt, oder Selbst-·
verforger laut Mahlkarte zur Mühle bringen. Zuwider-
handlungen gegen diese Anordnung der Reichsgetreidestelle
werden mit Gefängnis bis zu 1 Jahr nnd mit Geldstrafe
gis «ku 50 Wi- Mk. oder mit einer dieser beiden Strafen be-

ra· .
« Der Vorsitzende des Kreisausfchnsfes

VI Armee-Zorns
Geneialgommando
Be esse-stelle
Ab. Ic J.-Nr. 923/20.

Bekanutniakhnng
« DurchVerordnung des Resischspräsidenten vom 13. Januar
1920 ist über dass Reichsgesbsiet mit Ausnahme von Bayern,
Sachsen, Tsurttemberg und Baden uiid der von ihnen um-
schlossen-en Gebiet-ef der Ausnahmiezustand verhängt worden.

Die voll-ziehende Gewiilt ist mir vom Reich-swehrmsinsistserinm
ubertragken worden. Die Zivitbiehörden bleiben in Tätig-kein
haben aber mein-en Anordnungen zu folgen. «
stimnIin Interesse der öffentlichen Sicherheit wird folgendes be-

Breslrm den 22. Januar 1920.

« § 1.
Verboten«sin.d: Zusanismenrottuugen, Versammlungen, Um-

zuge unter freiem Himmel, auf Straßen, Fabrikhöfen und freien
Plätzen.

. § 2.
Verboten ist:» Der Asnkaus und Verkauf, der Besitz von

Waffen und Munition aller-Art, Sprenggstsosffeiu Handgranaten,
sowie das Unternehmen, sich in den Besitz derartiger Gegen-
stande zu feigen.

« Berechtigt zum Besitz oder Tragen von Waffen order Man-i-
tion sind nur Militärs, Polizei- oder sonstige Person-en, die im
Besitz eines gültigen Waffenfcbseines sind· --
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« P·lakzate·,«Extrablätter, Flugblätter und Zettel und ähnliche

nicht periodith erschieinende Blätter, sowie neu-e periodisch er-
scheinen-de Blsatter (Zseitun-gen) dürfen nur dann gedruckt, öffent-
lich verkauft, verteilt oder sonst verbreitet werden, wenn die
Ortspolizeibehörde die Erlaubnis dazu erteilt hat.

§ 4.
Zuwiderhandlungen gegen- sdiese Verbote, die Aufforderung

und Anreizung dazu werden, sofern die bestehenden Gesetze keine
höheren Freiheitsstra en bestimmen mit Gefängnis, Haft oder
Getdstriafen bis zu 10000 Mark bestraft.

“Riegen. Durchführung dieser Bestimmungen werden« »die  

Brigadekominandeure und in den Festung-en Glatz, Neiße und
Brestan die Festungskomiuandanten beauftragt. An diese find
auch all-e Anfragen und Gesuchse betr. des Ausnahmsezustandes
im einzeln-en zu richten. . -

Der Regierungstouiimiffars
V o i g t.

Der Militä.rbefehlshabek.
v. Friedeburg.

Oels, den 26. Januar 1920.
Die preusßifche Staatsregierung hat am 13. d. M. den Be-

lagerungszustand aufgehoben _

 

Oels, den 24. Januar 1920.
Betrifft: Elternbeiräte an Schulen. « « .

Aus Grund einer Anweisung des Herrn Ministers fuv
Wissenschaft, Kunst und Vioslsksbitdung wird der von dei- Res-
gierung, Abteilung für Kirchen- und Schulwesen» in «Breslaii
auf den 29. Februar 1920 bestimmte Tsernisin Hei-r die Wo l
zu den Elternbeiräten auf den 7. März 1920 ans raumt (sie -
diess. Kreisblattbsekianutmachrung ivoin 23. Dezember 1919, Kn-
Bl. 1919, Nr. 103, Seite 3-27).

O e l s, den 23. Januar 1920.
Betvifft Einwohner-wehren

Sämtlich-e Orts-behörden des Kreises werden daran hin-
gewiesen, daß sie sich bei der in allen Gemeinden vorzunehmen-
den Gründung von Einwohiiserwiehren oder »Um-gestaltng be-
reits bestehender Wehren an die hier«-r zustandige Stelle, den
Krseisrat beim L-an-drat des Kreise-s els, zwecks formation
über die einschlägigen Bestimmungen zu wenden aben. Dev«
Kreisrat ist zur Teilnahme an wichtigen Versammlungen auf-s
zuf-ordern.

 

 

Berlin, den- 7. Januar 1920. ‘
— Die ständig steigen-den gerstesllsungskosteu «un-d«« vor allen

Dingen die außerordentliche -«rhöshuug der Preise fuv Rohstoffe
haben den Ueberwachiungsssausschuß der Deifenindustrise « ge-
zwungen, den Preis sit-r lbprozentiges immune K.-A.-Serfen-
pulver, soweit solch-es für die zusssiitzlichse Verssorgung der Schwer-'
arbeitet in Frage kommst, im Ein-vernehmen mit dein Reichs-U
wirtschaftsministerium auf 460, Mk. für 100 Kilogtaimim »al-
Fabrik« festzusetzen » _ »

Dieser Preis wir-d erstmalig den für den Monat Februar
1920 zu liefernden Seifenpulsvermengen zugrunde gelegt. .

Wir bitten, den in Frage kommenden Verteilungs- nah;-
Uutcgrverteilusngsstsesllen hiervon entsprechende Mitteilung an
ma en. «

Den zu versorgenden Schxwerarbeitern kann außerdem die
inzwischen bedeutend verbesserte K.-A.-Seife als Zusatzwaschßs
mitte ohne jede Ein chräntung zugewiesen wer-deu, und zwar
zu dein bis-her iiibsli en Preise von 305 Mk. pro 100 Kilo-
grain „ab Fabrik«. Die allmonatlich erforderlichen Mengen.
bitbten wir ebenfalls auf dem Bedarfsanmelsdeformsular anzusj
ge en. .

Gleich-zeitig weisen wir nochmals daraus hin, daß die for-·
Mulariniißigen Bedgxksanmeldungen spätestens bis zum ;«5,.«des
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Monats, der dem Bedarfsmouat voraus-geht, hier vorliegen
müssen, wenn eine rechtzeitige Zuweifung der beudtigteu Mengen
niåd damit auch deren baldig-e Liseferunsg gewahrlesiftset werden
so ,

Seifen-Hcrstesliimgs- und Vertriebsgesellschast.
“—-—

O el s, den 25. Januar 1920.

« . Betrifst Holzpreise.

s Mit Rücksicht auf die veränderten Verhältnisse nnd mit
Rücksicht auf die Festsetzung der Holzpreise in Nachbar-kreisen
wurden als zurzeit angemessene Richtpreise festgesetzt:
a) Scheite (-gef"psalten oder tin-gespalten) 30—38 Mk. je rm,
h) Knüppel (-gefpa«lten oder ungesspalten«) 20——28 ‚wie. je 1·m,
o) Hecken oder Reisig (in rm ausgesetzt) 18——24 Mk. je rm,
d) Langhaufen 10-—16 Mk. je rm,
e) Stöcke 16—22 M«k.·je rm.

Ich gebe dies unter Bezugnahme aus die Bekauntmachunsg
im Kreisblatt von 1919 Seite 265 hiermit bekannt.

 

y.

Oels, den 26. Januar 1920.

Petroleum.

Jn letzter Zeit werden hier Klagen über nicht ein-wand-
sreie Beschaffenheit des-auf Marien gelieferten Petroleums in
der Hauptsache ans ländlichen Bezirk-en laut und darüber, daß
ein Teil der Kaufleute noch ein anderes geringer zu bewährten-
des Petroleum süshrt und dieses unter Ueberschreitinng der Höchst-
prseise zusammen mit dem ratiosnierten Petroleum verkauft. Ver--
mntlich handelt es sich hier um ein sogenanntes ,,.Leuchtöl«
(Petroleumersatzs), das nicht den preisreguliereniden Bestimmun-
gen über den Petrolseumverkaus unterworfen und deshalb ohne
Marien erhiiltlsich ist. Selbstverständlich dürfen aber die Kaus-
le·utie, sobald sie das von mir zusgeswisesene Petroleum in die Be-
hällter gestillt haben; nicht mehr Leuchtöl (Petrol-eumerssatz) nach-
siilen.

Ich ersuche die Kaufleute, für »die sauber-e Beschaffenheit
der Petrolsemnbehäslter stets Sorge zu tragen, damit der-artige
Uebelstäinsde svermieiden leer-treu.

Berlin, den 5. Dezember 1919.

Erläuterungen
zu

dem Gesetz til-er Wochenhilfe und Wochenfiisrsorge
vom 26. September 1919

(RIG«BIl. S. 1757).
Dis Gesetz über Wochenhilse und Wocheusürsorge vom 26.

September 1919 (RGVl. eo. 17557) beruht aus seiner Vorlage-,
»die auss der Mitte der Nationalversammluug eingebracht worden
ist (zn vergleichen Drucksacheu der Nat-innsaslversammlung 1919
Nr. 8·33). Die der Vorlage bei-gegebene Begründung beschränkt
sich im wesentlich-en darauf, die Veranlassung zu dem Gesetz-e
darzulegen, sieht (Leber!) Von einer Erläuterungder einzelnen
Vorschriften ab. Ha hierdurch die Handhabung des- Gesetzes er-
schwert werden kann, ist von beteiligt-er Sei-te der Wunsch ge-
äußert worden, daß das« Stieichsarbeitsministeriuml Erläuterun-
gen zu dem Gesetz-e herausgeben möge. Diese-m Wunsche wird
im folgenden Rechnung getragen: "
Das Gesetz führt nach dem Muster der Kriegswocheuhilfse,

die sich in sozialpolitischer Beziehung bewährt hat, und- nament-
lich aus den Gefundheitszustand sowie die Sterblichkeitsszifser

der Krankenkasse-n an Wochenhilse für Versicherte Wöchnerinnen
sind gegenüber den Vorschrift-en der Reichsversicherungsordnuug
wesentlich erweitert. Ferner ist die Familienmle soweit sie in
Wochenhilse besteht-, Regelleistnng geworden Endlich wird all-en
twinderbemitteltsen Wöchnerinnen, die nicht schon nach sonstigen
Vorschrift-en seinen Anspruch san-s Wochenhilse hab-eu, eine
Wochensürsorge ans Mitteln des Reichs zugewendet Um die
Krankenkassen in den Stand zu fegen, die Beiträge entsprechen-d
den neuen Aufwendungen zu» erhöhen, sind die in der Reichs-
versichseruugis-ordnung vorgesehen-en Beitragsgreuzen wesentlich
hinausgesetit Außerdem sieht das Gesetz, um eine übermäßige
Belastng der Krankenkassen zu verhüten, eine Beteiligung desf

 

Zu § 1. . — «
Die Regelleisumgen der reichssgesetzlicheui Wochenhilse bestan-

den bisher nur in Wochen-gelb Nunmehr sind außerdem Stills-
gelsd sowie ein Beitr-sag zu den Kost-en der Entbindung- und-eine
Beihilfe für Hebanunsendisenstse und ärztliiche Behandlung bei
Schwangerschaftsbeschswerden zu gewähren. Dafern-er auch die
Familiseth-ils-e, soweit sie in Wochsenhilfe besteht, Regelleistung
geworden ist, so war der § 179 Abs. 1 der Riesichsversicherungisss
ordnung, der den Kreis der »vorgeschriebenew« Leistungen der
Krankerilafsen, d. h. der- Regelleistungen, umschreibt, entsprechend
abzuändern. Die Fautilsienshilfe gehört, soweit sie die Gewäh-
rung von Krankenpflege und Sterbegeld betrifft, auch weiterhin .
ui )t zu den »vorgeschriebenen-« Leistun en der Krankenkassen
und ist somit freiwillig-e Mehrleistung ge lieb-en.

Zu § 2.
a) Zu §-195 a der Reichsversicherungsordnung.

Die Leistung-en der- neuen Wochenhilsie entsprechen un wesent-
lich-en den Leistungen der Krie-gswochenhilse, gehen jedoch zum
Teil erheblich übe-r sie hinaus. Um der seit Einführung dieser
Wochenhilse eingetretenen Teuerung Rechnung zu tragen, ist der·
Eittbindnugslostenbeitrag von ‚‘25 Mi. auf tit) Mk» der Höchst-
betrag der Beihilfe für ärztli ,e Behandlung und LlSiebammensg
discnste bei Schwangerschastssbeschwerdens aus 25 Mk. erhöht
worden. Ferner ist die Dauer des Wochen-gelidsbezugs von acht
Wochen ‚auf zehn Wochen erweitert, von den«-en mindestens 6
in die Zeit nach der Niederkunft fallen müsseni. Das Wochen eld
kann also bis zu 4 Wochen vor der Entbindung gezahlt wer u.
Um versicherte Wöchnerinnen nicht ungünstiger als 1niuderb·e--
mittelte zu stellen, denen Wochensürsorge aus Mitteln des Reichs
zukommt (ä 17 des Gesetzes) und die regelmäßig- nicht Ver-sichert
sind, iist für das Wochengelsd ein Mindestbetrag von 1,50 Mk.
täglich, sür das Stillgeld ein solche-r von 75 Pf. täglich festgesetzt-
Das Wochen- und dass- Stisllgeld sind ferner, eben-so wie bei der
Kriegswochenh.i«l«fe, für jeden Kalendeng zu zahlen. Das ent- '
spricht, soweit das Wochengeld in Frage kommt, auch- der Recht-
sprechuusg des Rieichsvesrsicheruugsamts Entscheidunng 2245, A.N.
des RVLL 1916 S. 62-6). . -
Nach dem bisheriger § 195 Abs. 2 der Reich-s—versichernngis-

ordnung konnt-e für Mitglieder von Lsa«n-dkrankenkassen, die nicht
der Gewerbeordnung unterstehen, die Dauer des Wochen-gseld-«
bezugss bis aus 4 Wochen herabgesetzt werden. Diese Vorschrift
ist in das neue Gesetz nicht übernommen worden, um« die land-
wirstfchiastlich Versicherten Wöchnerinnen nicht ungünstiger als
die gewerblich versicherten zu stell-en. Bestimmungen in den
Kassensahuugen übe-r ein-e diesr««-«tig.e- Herabsetzung des Wochen-
geldes haben demnach mit dem Inkrafttreten des- Gesetzes, also
dem 1. Oktober 1919, ihre Geltuugiverloren

b) Zu § 195 b der Reichsbersieherungsordnung
Das Gesetz sieht nicht nur neue Riegelleisstnngem sondern auch

neue Mehrleistung-en der Krankenkassen- vor. Während die ge-
setzliche Bezugsdauer des Woscheugie«ldes«bissber überhaupt nicht
erweitert werden durfte, ist nunmehr ein-e Erweiterung bis zur
Höchftdauer von 13 Wochen zulässig-. Ferner kann die Dauer des
«Stillisa-elsdbezngs, die bis-her auf 12 Tsochen beschränkt- war, bis
aus-W Wochen verlängert werden. » ·

e- Zn § 195c der Reichsversicherungsordnnng
Im Anschluß an die Vorschriften der Kriegswochenhilse (zn

vergl. § 4 der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914. § 12
Abs. 3 er Bekanntmachungs vom 23. April 1915) wird- den
Kraukenkassen das Recht eingeräumt, statt des Entbinduqu
kostenbeitrags uud der Beihilfe für Hebammendiensste und ärzt-
liche Behandlung bei Schwang-erschaftsbeschwierden entsprechende

.. scr·«i-s·aväi««.
der Neugeborenieu von gsnnstigems lEinfluß gewesen ist, eine um-- - meiierftrnqeu au “ü hml
sang-reiche Fürsorge sur Wdchnerinneu ein. Die Riegelleiftungeu «

Um der Verwaltung-süan der
Kranleuskassen Rechnung zu tragen, wird es dabei ausdrücklich
für zulässig erklärt-, statt sämtlicher in Frage kommen-den Sach-
lseistmisgen nur eine oder mehrere von ihnen, beispielsweise also
entweder Fisebiammendisenstie oder ärztliche Behandlung und Ars-
nei. zu bewilligen-. Dann ist« jedoch der Wöchneriu der durch die
Sachleistnuaen nicht gedeckte Teil der BarlTeistungeu auszuzahlen
Die Höhe des Abzugs für dies-e Sachsleistnngen ist dem pflicht-
mäßigen Ermessen des Vorstand-es ii.b:erl-assen-r; der Abng ist nach
dem Verhältnis ihres durchschuitstslischen Wert-es · zu dem Werte
der Gesamtleistung-en—, die durch den Pauscl)«bsetra.g- gedeckt wer-.
den soll-en, für alle Fälle einheitlxich zu regeln.

f“ Zugs.
Die in dem bisherigen § 197 der Reichsversischerungsosrduung

Reichs an den Kosten der Familienhilfe vor. Weitere Vorschrif- «vor«ge«seheue Erstattunsgspflicht der Krankenkassen den«-s nur das
der Ueberleitung der Kriegswochenihilse in denteu dienen · «

Im einzelne-« ist folgendes zu bemerken:Friedenszustand.
Ia jetztWochen-geld, da nur dieses bis-her Regelleistung «
innigs-rer Kreis der Regelleistungesn erweitert ist, war ‘
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pflicht ebenso wie bei der Krisegsswoichenhilfe (§ 9 der Bekannt-!
inachung vom 28. Januar 1915) auf sämtliche Leistungen die-sei-
Art zu erstrecken. Für die bar-en Beihilfen nach § 195 a. Nr. 1
unb_3 der Reichsversicheriingsordnnug find dabei entsprechende
Pauschalbeträge vorgesehen. Bei der Beihilfe für HebammeiiI
dienste und ärztliche Behandlung (Nr. 3 a. a. D.) handelt es
sich nicht um ein-en festen Betrag, sondern um einen Höchftbetrag
Da die san die Stelle diese-r Beihilfe getreten-en Sachsleistungen
nicht selten hinter dein Höchstb etraig zurückbleiben werden, so ist
der Pauschbetrag nicht auf den gleich-en Betrag wie die Beihilfe

xselszh sondern auf einen Durihschnittsssbetrag Von 15 Mk. be-
nie sen.
Die Vorschrift des Abs. 2 entspricht der Rechtsprechung des

RVA., wonach der Erstattungsanspruch sein-e Höchstgrenze in
dem Betrag-e jin-det, deu- die erstattungspflichtige Kasse bei sei-ge-
ner Leistiisnsg.sleichst an Wochengelsd zu gewähren gehabt hätte (in
vergl. Entscheidung 2-146, A. N. des RVLL 1916 S. 350).

_ » . Zu §§ 4 bis 6.
Die sOtreichnng der hier bezeichneten Vorschriften der Reichs-

bei1ischserungsordnung war gebeten, weil die in ihnen vorgesehe-
nen Mehrleistungen nunmehr Regelsleistungen der Kranken-
kassen geworden sind.

» » Die in dem bisherigen § 419 Absatz 2 Halsbsatz 2 der Reichs-
Verficheruugsordnung angeführten §§ 195 bis 200 der Reichs-
versichemngsordnuing sind durch das neue Gesetz teils geändert,
teils gestrichen worden. Es- war daher auf die an ihr-e vorstell-e
getretenen Vorschriften zu verweisen Die sichs aus der sen-t-
sprechen-den Anwendung dieser Vorschriften ergebende Verpflich-
tung der Arbeitgeber, ihren von der Versicherungspflicht befreiten
landwirtschaftlich Beschastigten und Dienstboten- Wo chenxhilse zu
gewahr-en (zu ver-gleichen § 8 der Bekanntmachung vom 28. Ia-
nuar» 1915 und § 435 der Reichsberficherungsordnunig)- erstreckt
sich ubsrisgenss nur noch auf die Zeit bis zusm 81. Dezember 1919,
weil die in Frage kommenden Befreiungeii spätestens mit die-
gut «streitpunkt»ks)er·lössc?hieiii (zu vergl. § 9 Abs. 2, § 11 Abs. 2 der
- eror nun n er . rankenverisckeruni- vom 3. > e“ s "
RGB1.«S.9191). s g - F drum Ma-

Die Wochenhilfe für die nach § 420 der Reich-svesrsich-eriinqis-
ordnung versicherten Wöchnerinnen ist im § 3 der Bekannt-
maschmisg bei-r. Krankenversicherung und Wochen-hilfe während
des Krieges, voiii 17. März 1918 (RGB-l. S. 129) geregelt. Der
Anspruch auf dies-e Woche-Hilfe beruht, wie sich aus dein Wort-
laut Jener Vorschrift ergibt, auf § 8 der Bekanntinachung
vom» 3. Dezember 1914. Die Wochenshilfe ist des-halb
gemäß § 3 der Bekanjntinaschusng vom 17. März- 1918 auch nach
UnkakFVCkeIx des tjkitsiessssssssss »Dieses-es weiter zu gewähren, fo-
lange dies-e Vorschrift oder die des § 8 der Betanntniact)nng Vu-
3. Dezember 1914.- nicht aufgehoben ist. -- «

D’L«st d K.u§8ilb· re ei ringen er wiegswo en,«il«ie waren in se «t-e.
Linie sur die Dauer des Krieges b)estimi!nt. Demgemäß Int-
breiten: einzelne Vorschriften die Wen-dring, daß die Leistungen
,,wahrend der Dauer des gegenwärtig-en Krieges-« (§ 1 der -
kannimachuiig vom 3. DsYemsber 1914) oder ,,währen.-d der Dauer
des Krieges (§ 8 a. a. .8.) oder »wir-hierin der weiteren Dauer
ges .egenwärtigeni»Krieges«-(§§ 4, 8 der Bekanntmaihuug vom
«8. « nuar 1910, § 1 der Bekauntuiachung vom 23. April 1915)
psi gewähren seien. Daraus ist jedoch nicht -u ol- ern, da . die

orschrifteii uber die »Krieg.swochenshilse ohnez wxitåies mitßdem
Ende des Krieges any-er Kraft treten. Der Bundesrat hast sich
in den Bekaniitiiia..chun«g.eii vom 3. Dezember 1914 (§ 10 Abs. 2),
28. Januar 1915 (§ 11 Abs. 2) und 23. April 1915 (§ 22 Abs. 4)
ausdrücklich vorbehalten, den Zeitpunkt des Aufzerkrafttretens
»der Veianntmaihungeii zu bestimmen-. Sie bleiben demnach
grundsaizlich solange in- Krash als sie nicht idurih den an- »die
Stelle des Bunsdesrats getretenen Reichs-rat oder durch ein
Reichsgesetz aufgehoben werden-. Gleichwohl waren einige be-
sondere »Hors·chriften schen Jetzt erforderlich, um die Kriegs-
wochenshislfe in den Friedenszustand überzuleiten, Sie sind im
§ 8 Abs. 1 und 2 des erläuterten Gesetzes enthalten

« § 8 Abf. 1»be-t—ri - Entbindung-km die in der Zeit vor Been-
digung des Krieges tattfinden Die Vorschriften über die
Kriegswochenhilfe setzen für die Regel voraus, daß- die Ebe-
niaiiner der Wöchnerinnen Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche
Dienste ,,leisteii«« (§ 1 Nr. 1. der Bekanntmachung
vom 3. Dezember 1914,- § 4 Nr. 3 »der Bekannt-
machung vom 28. Januar 1915, 1 Nr. 1 der Be-
lgniitmachung vom 23. April 1915). Diese Voraussetzung ents-
gilt, sobald deuKrieg im staats- und vöslkerrechtlichen Sinne
- endet ist, wobei zu beachten ist, daß die Reichsregierung durch
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§ 27 Abs. 2 des Ausführuusgssgesetzes zum Friedens-Verträge svom
i1... August 1919 (R-eichss--(Sies-etzsbl. S. 1530) ermächtigt worden
st, festzustellen, wanii im Sinnes reichssrechtliiher Vorschriftender
Krieg als beendet anzusehen ,ist. Den-n seit der Beendigung des
Krieges in diesem- Siune können Kriegs-, Sau-itäts- oder ähn-
iche Dienste begrifslich nicht mehr geleistet werden. Daraus
könnte der Schluß gezogen werden, daß denjenigen Wöchnerin-
.:eii-, welche kurze Zeit Vor Beendigung des Krieges entbunden
riirdeii sind, die fortsliaiifendeiii Leistungen der Kri-egs-wochwhilse-
itso das Wochen- um« das -"(7t-illgeld, nur für eine entsprechend
kurze Zeit, unter Umständen also für eine weit geringere als die
·:;es-etzliche Bezugsdauer, zu gewähren seien. Hierin würde eine
Unbilligkeit liegen, da die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ehe-
Iiianns usw. durch die Beendigung des Krieges allein nicht ge-
Iiefsert werben. Um hier jeden Zweifel auszuschließen macht
§ 8 Abs. 1 des Gesetzes, der in seinem Wortlaut »dem § 5 der
Verordnung über versicheruugisrechtliiichse Wirkungen der Auf-
hebung des Hsilsfsdienssttgesetzes vom 14. Dezember 1918 (RG-Bl.
?I.14Z4) nach-gebildet -ist, die unverkürzte Zahlung- aus dem ein-
mal entstandenen Anspruch auf Wo-chen·hilfe· von der Beendigung
des Krieges unabhängi . «

§ 8 Abs. 2 Satz 1 geaieht sich auf Entbindung-en die in der
Zeit zwischen der Beendigung des-« Krieges im obigen Sinne und
der Entlassung des Kriegsteilnehiners usw. aus dem Willst-är-
diensst usw, erfolgen. Da nach- der Beendigung des Krieges
Kriegs-, Sanitästsi- oder ähnliche Dienst-e im Sinn-e der Vor-
schriften über die Kriegsumchenhilse nicht mehr geleistet werden
können, würden Wö-chnse·riiineii, die in der Zeit zwischen der-
Beencdigung des Kriege-s und der Entlassung des- Ehemannes aus
dem Militärdienst usw. entbunden werden, in der Regel keinen
Anspruch auf Krisegswochenhilsse haben. Das würde gleichfalls
der Billigkeit nicht entsprechen, da, wie bemerkt, die wirtschaft-
lichen Verhältniss-e des Ehsesmaniies usw. durch die Beendigung
des Krieges- -·allein nicht berührt werben. Um hier Abhilfe zu
schaffen, stellt Abs. 2 Satz 1 die zwischen der Beendigung des
Krieges und der Entlassung des Eheniannes aus dem Mil-itscir-
dienist usw. liegende Zeit- der Zeit der Leistung von Kriegs- Sa--
nitäts- oder ähnlichen Diensten gleich. Die Gleichstelluiig dieser
Dienste hat auch eine entsprechen-de Anwendung des Abs- 1 zur
Folge. Demgemäß wird hier der Anspruch auf unverkürzte
Weiterzahlsung des Wochen-- nnd des- Stsilligeldes durch die Ent-
lassung aus dem Msilsitärdienist usw. gleichfalls nicht berührt. ·
⸗ § 8 Abs. 2 Satz 2 betrifft En«tbindungen-, die in der Zeit
nach der Beendigung dies Krieges- usiid ziu gleich nasch- der Entlas-
sung aus dem Militärdienst usw. stattfinden-. Das Gesetz schreibt
hier die entsprechende Anwendung des § 1 der Verordnung ubesr
die Woihenhiilfe aus Niitteln des Reichs vomc 2’1. Dezember
1.918 (RGBl.S. 1467) vor. Daraus folgt, daß auch in: diesen
Fällen ein Anspruch aus unverlürzite Ausszahluug des Wochen-
und des Stilleeldes besteht, sofern die Entbindung binnen sechs
Wochen nach der Entlassung erfolgt ist (zu vergl. der Bescheid
des Reichsarbeitsamts vom« 7. Februar 1919 s-— II. 518 —— ab-
gedruckt in der Arbeit-erbersorguug 1919 S. 129). Dabei macht
es, wie sich ans dein- Wortlaut der Verordnung vom 21. Dezem-
ber 1918 ergibt, keinen Unterschied, ob der Vater des Kindes
eine Erwerbstätiigleit wieder aufgenommen- hat oder nicht«

Für Wöihn-erinnern deren Eheinänner durch Tod-, Verwun-
dusng, Erkrankung oder Gefangennahme an der Weit-erleistung
von Kriegs-, ·Sa-nitäts- oder ähnlichen Diensten oder an der
Wiederaufnahme einer Erwerbssstätigkeit verhindert sind (§ 1
Nr. 1 der Bekanntmachsung vom 3. Dezember 1914, § 4 am. 3
der Bekanntmachun . vom 28. Januar 1.915, § 1 Nr. 1 der Bei-«-
kanntinachuing vom 33 April 1915), ist eine besondere Regelung
nicht vorgesehen Ihr-e Ansprüche bestimmen- sich daher auch

»- . · . . _ »- w s
nach der Beendigung des Krieges nach den Vorschriften uber die
Krisegswocheiihilfe, die- ietzt noch fortbestehen und für diese
Gruppe von Wöchnerinnen auch nZch weiter fortbestehen müsse-n.

—- us . .
. · '\ v. ś ‚.-

Da die in dein Gesetze Vorgeseheiien Leistungen-— an Wochen-
s.«ls: . d M ck " .- Ho ,-,«..sz» »t- . Je _ L sst «,( d .. K s-m se un 1o ,ien.fuiinrg, ergeuuoer i n ..ei ungern ei neg-
wochenhilfe zum Teil erhsjht oder erweitert find-, waren sur
Wöchnerinnen »von Kriegssteilnehniern usw. zur Vermeidung
Von Unb·illsig-keiten- die gleichen Maßnahmen geboten (au Vergl-·
auch unten- zu § 24)). , .

- Zu § 10._
a Zu § 205 a der Reichsuersiiheruugserdnung
Wie bereits bemerkt, ist die Fainilsienhilfe, soweit sie in

Wochen-lasse besteht, Regelleistung der Krankenkassen geworben.
An der Rechtslage dass Träger des Anspruchs augquimiliem
hislse der Versicherte ist (R-ev. El 2472, A. N. des VA.« 1918
S. 424), ist dadurch nichts geändert worden-. Eine vorgkiUSsiM
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Fe::fiil)uü), Wg 195(a RLZngiii der Fassunzg des § 2 des Gesetzes nungs zu gewahren ist, ausgedehnt worden. Durch § 14 its Gi-
sie für versicherte Wöchnerinnen vorsieht, ist nach-»dem derzeiiigeii
Wortlaut des Gesetzes bei der Faniilienwochenhilfe nicht vorge-
schrieben Zugunsten dieser Regelung- laßt sich geltend- machen,
daß die Wöchnerinnen durch Einführung einer solchen Worte-.
seist unter Umständen schlechter als- nach dein bisherigen Recht
gestellt würden-. Denn wenn auch die Gewahrung der Familien-
hi fe mit Rücksicht daraus, daß sie bisher ein-e freiwillige Mehr-
bei tunsg der Kinnkenkassen war, von gewissen B-e-diiiguugen,» ins-
bessondeve von einer vorgängiigieni Versicheriuisgsdsauen abhängig
macht wer-den konnte, so hatte doch eine Reihe voii

. unkenkassen hiervon leinen- Gebrauch gemach-n Gleich-wohl
wird es sich empfehlen, auch für die Fainilieuwochenhilse eine
sobligastorische Worte-seit einzuführen, da sonst die versicherungs-
freien Wöchnerinnen günstiger als selbstverstcherte· gestellt
würden. Ueberdies ist die Einführung einer solch-en Wartezieit
im finanziellen Interesse der Kraiikeiikasseii erwünscht,
wenngleich die Belastung, die ihnen durch- dise neue Famil jens-
wochenhilfe erwächst, dadurch verringert wird, daß die Kosten
zur Häsl te voni Reich erstattet werden. Es ist daher bereits eine
entspre )ende Asenderuiigs des Gesetze-s vom Its-September 1919
in Aussicht genommen. Dadurch wird zugleich ein-ein aus den
Kreisen der Krissenvkerbände geäußerten Wunsch-e Rechnung ge-
tragen-. Solange das Gesetz nach der angegebenen Richtung hin
nicht geändert ist, darf jedoch die Gewährung der Familien-
swochenhilse nicht von der Zurücklegung ein-er Wartezeit ab-
hängig . emacht werden-.
Die zzsaiiiilieiiswochens ilse ist versicherungsfrseiien Ehefrauseii,

Tdchtern, Stief- und P legetächstseru der Versicherten zu gewäh-
ren, sofern Cfie mit diesen in hänslicher Gemeinschaft leben. Zu
den Fätieftö items sind auch uneheliche Töchter der Ehefrau eines
Versicherten zu zahlen-. Der aus idem früher-en § 205 Reichs-
versicherungsordnung übernommene Ausdruck ,,versi-cherungs-
frei” ift gir- diese Vorschrift in der Literatur verschieden aus-ge-
legt wor n. Eiiiserseits wurde angenommen-, daß als versiche-
ruugssrei allse- Personeiis anzusehen seien, die nicht dier«Ver·siche-
rungsßqflichit unterliegen, und daß somit auch Personen, die von
dein » echte der freiwilligen Versicherung- oder der Weist-er-
versischerung Gebrauchs gemacht haben, als versichermigsfrei zu
erachten seien (zu ver-gl. Hahn, Hiansdbuch der Kranken-versiche-
rung, Anm. 2e zu § 205 Rseichisversicherunsgsordsnung,
Olshaiisem Krankenversicherung, Anm. 3 zu- § 205)). Dem-
genüber wurde von anderer Seit-e geltend gern-gebt, daß Per-
Km der letzteren- Art nicht als versicherungsrei im Sinne der
Vor-s riften über die Fainilienshilfe gelten konnten (zu vier-gl.
von ·«r«ankeniberg, Kommentar zur Reichsversicherungsordnung

Buch, Anm. 2 b zu- § 205 Reichsversicherungsordniing, Stier-
omlo, Kommentar zur Reichs-versteherungsordiiuiig 2. Buch

Anmerkung Zbß zu § 205). Das RVA. hat zu
dieser Frage der-en Beantwortung- im erfteren Sinn-e
unter instanden zu einer wirtschaftlich nicht gerechtfer-

ce-
Entschieiduiig 2495 (·A«N. des NVLLL

dashinaestellt gelassen Unidie Frage
zu stellen, wird in dem wie erwähnt
Abänderungsgesetz auf seine ander-e
klieichissversirheriingsorduungi Bedaeht

tigten Doppelverson ung. führen würde-, noch nicht Stellung
now-mein sie vielmehr in der i
1918 S. 509) ausdrücklich
für das neue Recht klar
an Aussicht genommenen
Fassung des § 205a der
genommen werden- .
_ Da Trager des-Pliispruchs auf Faniiliieiihilfe der Versicherteest, so sind in den Fallen des , 197 Reichsversicherungsordnung
km der “_’ ssung des § 3 des Gesetz-es diejenigen Steffen erstat-tusnsgs --i-chti-g, denen »der Versicherte, als-o der Eheniann, Vater
ei- . in dem letzten Jahre vor der Niederkunft angehört hat«

ritt der Versicherte während der Vesugsdauer des Wochen-
aber des Stillgeldes zu ein-er ander-en Klasse über, so hat diese
nach § 212» Reichsversicherunsgsordnmigi die weiteren-« Leistun-
gen zu gewahren-.

· b) Zu § 205 b Reichsversicherungsordiiung.
« Soweit die Fanisi·lienshilfe in der Gewährung von Kranken-pftege oder Silerbegeld besteht, ist sie, wie bereits in den- Erläu-

terungen zu § 1 bemerkt, freiwillige Mehrleistung der Kranken-
dassen geblieben. Jhre Gewährung ist also nach- wie vor in das
freie Ermessen der Krankenkbasseni gestellt.

e) Zu § 205 c Reichsversiil)eruiigsordiiung.
Die Vorschrift des § 1542 sRseichsversicherungsordnunsg, die

taten Uebergang von Schadenersatzansprüchen gegen Dritt-e an die
Versi erixtigsträ er. betrifft, galt bisher _nnr für Versi ierte
und i re Hinter lieben-en. Durch das neue Gesetz ist sie nun-
mehr auf- veisicheruiigsfreise Familienmitglieder, denen Fami-

I
l

oswie

"-e"ies it, ern-er 1542 der Reichsviersicherii—i-igsszor-«dsiiung dahin
‘iititgeiiniteri worde§n, daß vor dem Wort-e ,,Kraniheists«»das Wort
,,Schwangerschast« ein-gefügt worden ist. Dadurchwidid Haige-
stellt, daß auch der Ersatzanspruch einer1 uiiehelicheiiz Doch-neun
gegen den- Vater des Kindes (§ 1715 BGB-) aufhdie Spanien:
tsasse übergeht Ein-e Streitfrage des bisherigen Jisechts ist va-;
mit zugunsten der Kranteiikasseiis entschieden-. ÄDer IN§ 1:, dir eine
einem bei der zweit-en Beratung des Gesetz-es iiiN oer Italiean
versaniiiilung gefaßten Beschlüsse beruht» Druck-fachen der
Nationalrversaminliing 19819 Nu 938), ist seines sonstigen Zu-
sammenhang-es weg-en in denjenigen Abschnitt des Gesetz-»Es Luf-
genommen worden, der die Ueberschrist „"551mittenbtlfer tragt-
Mit Rücksicht hieran ist in beteiligten Kreisen die ecliisfassung
vertreten worden« daß der Ersatzanspruch gegen- deiis barer des
unehelchen Kindes nur bei versicheruiigssr seien Wo-chiieriii-
neu, denen Faniilieiihilse zu gewähren ist, nicht«-aber bei selbst-
versiiherten Wöchnerinnen übergehe. Diese Auffassung-erscheint
nicht begründet Die Vorschrift des § 1542 der streiche-versiche-
rungsordnung, die sich auf Versicherte jeder Art, bezieht, ist
durch § 14 dies Gesetz-es ganz allgem-ein geandert warben. Dem-H
gegen-über kommt es für die Auslegung»nicht- dar«aiis.an, unt-er
welcher Ueberschrist der § 14 in das Gesetz ausgenommen ist«
Es würde auch-« der inneren Berechtigung entbehren, den Ueber--
gang des Ersatzanspruches bei. versicherungsfreiseiii Poch-nenn-
nen ziiznlsassiem aber bei selbstversichertens auszu chsließen Denn
der Zweck des-§ 1542 der Reichsversicherungssor nun-g besteht in
aber Vermeidung- von «·«-·Ooptpelleist-Jungene und diiese·»-s3weckbestin»i-
inung trifft sowohl für versichert-e wie sur versicherungsfreie
.Wöchneriiiiien zu. Der Ersatzanspruch der Wochnseriniienx ge- t.
demnach auch dann aus die Kranken-lasse uber, wen-n die Wo -
snserin selbst gegen Krankheit versichert ist. .

Zu § 205 d der Reichsversicherungsordnuiig. _ »
Die Ausgestaltung der Fanilienlwochenshilfe zur Reigelleistnng

war von der Reich-stesgiserung bereits- vor längerer Zeit in Auss-
ficht genommen word-eu. Bei demVerhandlungem die darüber

Hstattgsefusiisden beben, ist in den« Kreis-en der Kasten-verbannte nachs-
« drücklichsst der Wunsch vertreten worden, daß die Steffen suschiusse
aus öffentlichen- Mitteln erhalten mochten. Diesem 1„litunfebe
trägt das Gesetz insofern Rechnung« als nunmehr dasslieisch veri-
Ksasseii die Aufwendung-en- fur die Fasmilienwochenhilse zur
Hälfte zu erstatten bat. Soweit ein-e Krankenkasse auf Grund
des § 205 c der Reichsversicheruugssordnungs von ein Vater des
Kindes Ersatz erlangt-, hat das Reich Anspruch aus Anrechnung
der Hälfte. Der von ihm „an leisten-de Ersatz mindert-sich also
in diesen Fällen um die Hälfte dsesder Stoffe von dein nache-
"lieben Vater geleisteten- Erhactzes Diesse»Resgel-ung legt oen Kran-
ken-lassen die Pflicht auf, i n auf sie übergegangenen- Anspruch
gegen den unsehelichen Vater nach Mosgilichkeit geltend zu machen-,
indessenwiird es der Absicht des Gesetzgebers entsprechen, wen-n
hierbei Härten vermieden werben. » » »· .

Die im Abs. 3 vorgesehenen Ausführuingsbestiininunsgen
sind am 30. September 1919 erlassen worden« (RGBI. ea.»,·1.818).

Tritt während des Bengs der Wocheiizhilfe der Versicherte
zu einer anderen Krankenkasse über, so gilt die Vorschrift des
§ 212 der Rieichsversicherungssordnung entsprechend - sede hier-
nach beteiligte Krankenkasse hat dann die von ihr veranslagten
Beträge dem Versicherunsassamt besonders nachzuweisen Hur
Vermeidung von Weitläufigkeiten hierbei empfiehlt es sich, aß
die erst-leistende Kasse dein Versicherten beim Qlusxcheiden ein-e
Bescheinigsung über- den von ihr geleisteten Teil er Wochen-
hilfe erteilt, ebenso bei etwaigem weiteren Kassenwechsel here
nächstlseistensde Kasse. Diese Vescheinigung wird die neu-e Kasse
vom Versicherten einzufordern nnd bei Nachweisung der verans-
lagteii Beträge dein 5JSerfi_cberungßjvaiint niitesinzurieichen haben.

u . .
Die Vorschrift bat nursedaktionelle Bedeutung. Jin § 2·-1»6

Abs. '2 der Rsesichsversicherunsgssordnung war bisher von Famili-
eneAngehiirigen die Rede, denendie »Satzung«« Faniisslzienbilfe zu-
billigt. Da nunmehr die Familien-wish soweit sie in Wochen-
hilfe besteht, Riegelleistnna geworden ist, also nicht mehr aus der
Satzung, sondern unmittelbar auf dein- Gesetze beruht, war seine
Asendersuiig jener Vorschrift geboteni2 .

. n , .
Im- Asnschluß an § 8 derBebannnnachinia vom 28. Januar

1915 wird die Vervflichtiina zur Gewährung der Wochenbilfe an
versicheruuasfreie Familienangehörige von Personen, die nach
den« §§ 418, 435 der Reichsversicherungsordiiung von der Ver-
sicherunaspflicht befreit sind, dem Arbeitgeber auferlegt. Die
Vorschrift ist ebenso wie die des § 7 des Gesetzes mir noch fur-
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kurze Zeit von Bedeutung weil die in Frage kommen-den« Ve-
sreinngen spätestens mit dem 31. Dezember 1919 erlöschen .

sDer Anspruch versicherungssreier Familsienmitsgliedxer sol-
cher Personen, welche nach § 420 der Reichsvscrsicherun.g«sord-

« nung Versichert sind, bestimmt sich nach § 205 a der Reichsterk
«sicheritngsordnung in der Fassung des § 1.0 des Gesetzes-. Dabei
findet jedoch ein Wegfall oder eine Kürzung von Barleistnngeu
nicht statt, weil ein-se der-artige Beschriinkungnach den §§ 420, 4125
der Reichsversicherungssordnung nur für die Versicherten selbst
gilt, für welche die Parteistnngen ganz oder zum Teil durch die
Leistungen des Arbeitgebers abkgeigolten werden-
« « . Zu- § 13. «

Die ‚im § 205d der Reichsverficherunsgsordnungi in Der
Fassung des § 10 des Gesetzes vorgesehen-eReichsbeihilse kommt
in erster Linie· den Kraut-entrissen (§ 225 der Reichsversicherungs-
ordnung) als den Trägern der rseichssgesetzlichen Kranken-versiche-
runsg zugute. Ihnen sind die kniappschsastlischen Krankenkassen
gleichgestellt, weil sie ebenfalls Pflichtkassen sind. Die Ersatz-
kassen treten nur insoweit an die Stelle der S1,"sticbibaffen, als
die Versicherten von dem Rechte des Ruhens der Rechte und
’flich-ten nach § 51' Abs. 1 der Reichsversicheruusgsordnung

(« ebrauich gemacht haben (zu viergl. Revisionsentsscheidung 2117,
A.N. des RVA.1915 S. 771.). Den- Ersatzkassen steht daher
auch nur insoweit ein Anspruch auf die Reichsbeihilfe zu. -

· . Zu § 14. "
Vergl. die Erläuterungen zu § wem-Mr c.‘

Zu § 15. _
Da dieFamilienh-ilfe, soweit sie m Wochen-hilse besteht,

Regellseistung geworden ist, sind die Mitte-l hierfür durch allge-
mein-e Leistung-en der Arbeit-geber nnd der Versicherten saufzubrink
gen. Das Recht zur Erhebung von Zusatzbeitriigen besschcinkt sich
daher künftig auf diejenigen Fälle, in dienen die Familienhilfe
als Mehrleistung, also nach § 205 b der Rseichss-versicherungsord-
nung in der Farnng des § 10 des Gesetzes gewährt wird.

Zu § 16
Zur Deckung der » neuen- Aufwendungen owie mancher

durch die Folgen des Krieges veranlaßt-en Meyrkostens wer-den
die Kassen vielfach ein-e Erhöhung der Beiträge vornehmen
müssen. Dabei bestimmt sich dass Maß der Erhöhung für die
einzelne Kasse nach-deren besonderen Verhältnissen-. Das Gesetz!
hatte sich darauf zu beschränken, sdie in der Reichsssvsersieher-rings-
ordnung vorgesehenen Höchstgrenzen für die Beiträge hin-aufsu-
fegen. Zu diesem Zwecke ist die in den §§ 36-6, 388 der Rei si-
versicheruinsgsordnnng vorgesehen-e Grenze von 1V» b. H. auf
7 V» b. H. nnd die im § 389 Abs. 1, § 390 Satz 1 der Reichs-ver-
sicherungsordnunsg vorgesehene Grenze von 6 v. H. auf 10 v. H.
erhöht werben. Die Erhöhung der letzteren Veitsrasgssigrensze hatt-e
auch ein-e Erhöhung der im § 864 Sir. 2 vorgesehenen gleichen
Beitragsgrenze zur Folge.

u § 17. .
Das Gesetz olgt dem Lbksisher für die Krankenversicherung

geltenden Grund an,
Wöchnerinnen zugute zu kommen haben-, soweit es sich dabei- um
die Wochenhsilfe für versicherte Wöchnerinnen und um die Fami-
lienwochenhilfse handelt. Den-n hier sind die Leistungen- der
Krankenkassen an Gegenleistung-en der Wöchnerinnen oder ihrer
Angehörigen geknüpft nnd müssen den-mach allen« Wöchnerinnen,
für welche diese Gegenleistung-en bewirkt worden Lind,
werben, gleichviel ob die Wöchnerin Deutsche oder — usländeriu
ist. Anders liegt die Sache bei der Wochensürsorge aus Mitteln
des Reichs. Sie wird auf Kosten des Reichs ohne jede Gegen-
leistung geitens der Wöchnerinnen oder ihrer Angehörigen be-
wirkt un kann daher nur deutschen Wöchnerinnen zugute kom-
men. Umsjeden Zweifel auszuschließen-, soll der Wortlaut des
§ 17- durch das in Aus-ficht genommene Absänderunsgsgscsetz ent-
sprechen-d ergänzt Werben. Jm übrigen- ist dieWochenfürsorge
aus iitteln dies Reichs allen minderbemittielten Wöchnerinnen
zu gewähren, für die ein Anspruch auf Wochenhilfe nicht· schon
nach den sonst-i- en Vorschrift-en des Gesetze-s oder nach den Vor-
schrift-en über sie Krisegswochenshilfe besteht-. L"litispriiscl)sbser-ech«-
tigt ind demnach auch selbst-versicherte Wöchnerinnen, welche die
Wartezeist des § 195 a der Reichssvsersicherusngsordnuug in der
Fassung des § 2 des Gesetzes nich· terfüllt haben-, sofern sie min-
dierbeinitstelt sind. _ -

Die sonstigen Vorschriften des n 17 lehnen sich an § 2 Abs.
2 der Bekanntmachmngvom· 23. April 1915 an. Die Einkom-
mensavenzse für verheiratete Wöchnerinnen ist eben-so wie im
§ 2 Abs. 2 Nr.·1 a. a. O. auf 2500 Mk; jährlich festegesetzt, wo-
bei sich der Betrag für jedes schon vorhandene Kind unter 15
Jahren um 250 Mk. erhöht. Die Einkommensgrenze für un-

 
daß der-en Leistung-en auch nichtdeutsschen
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verheiratete Wöchnerinnen ist auf 2000 Mk. jährlich hemgfeth
wobei das Vorhandensein weiterer Kinder in der gleichen s eise
wie bei verheirateten Wöchnerinnen berücksichtigt wird. Du »be-
achten ist dabei, daß bei unverheirateten Wöchnerinnen lxdigslsich
das Einkommen der Wöclzsnerin selbst maßgebend ist. Die wir-t-
schaLtlichen Verhältnisse er Eltern oder sonstiger Verwandten
die er Wöchnerin Unterhalt zu gewähren haben, sind nicht ent-
scheidend Veiantragt eine Wöchnerin, die für ihre Person-als
minderbemsittelt im Sinne des Gesetzes anzusehen ist-, Wochen-
fürsorge, so ist demnach- diem Antrag ohne weitere Ermittelungen
über die -Vermögensverhälstsnisse der Eltern usw. statt-zugeben-
Dcsm Reiche, das der Kasse ihre Aufwendungen zu erstatten- hat,
blein es überlassen, sich auf Grund des § 21 des Gesetzes ans die
Eltern oder sonstige Verwandte der Wöchnerin zu halten. Durch
diese Regelung- wird namentlich denjenigen Fällen Rechnung
getragen, in denen die Eltern usw« sich weigern, der Wöchnerin
Unterbau- zu gewähren-.

Zu § 18.
Die Wochensürsorge liegt derjenigen AOKK. ob, in deren

Bezirk die Wöchnerin ihren gewöhnlichenAufenthaltsort bat.
Die Landstraukenksassen sind nur zuständig, wo eine MOKK nicht
besteht. Bestehen Land-· und Allgeiiiseine Ortskrankeukassen
nebeneinander, ge ist zur Vermeidung von Zweifeln und mög-
lichen Doppelza lungen die Gewährung der »eistuu-gens nur den
letzteren Kassen zugewiesen worden-. Bei der Durchführung der
Wochenfürsorge kann sich die zuständige Kasse, wie ichl aus den
im § 23 Abs. 2 entsprechend für anwendbsar erklärt-en §§ 219,
220 der Reichsversicherungsordnung ergibt, der Mitwirkung an-
der Kassen bedienen. _

Zu § 20.
Die Ausssführungsbestsimmungen gemäß Abs. 3 sind am 30.

September 1919 erlassen worden (RsG«-Bl. S. 1813).
Zu § 21. «

Außer dem Unterhaltsanspruch der Wöchnerin gegen »die
Eltern oder sonstigen Verwandten geht auch der Anspruch der
Wöchnerin gegen den Vater des tin-ehelichen Kindes aulf das
Reich über. Beide Teile haft-en- nach Abs.-3 als Gesamtschu dner.
Das Reichs kann sich also nach sein-er Wahl ans den einen oder
ander-en Teil halten« Soweit- esjsedoch von dem einen Teil eB-
friedignng erlangt, ist eine Inanspruchnahme des anderen Teil-s
ausgeschlossen.. Dis-e Rechte des- Reiches werden von den Kran-
kenkaser in gleicher Weise geltend zu machen fein, swie ihre sei-ges-
nen Recht-e auf Grund des § 205 c.

" Zu § 22.
Für- sdie Wochenfürsorge aus Mittel-u des- sReichs isst eine-·

Aensdernug der sinssenssatzungeu nicht erforderlich, weil es sich
hier nicht um Leistungen aus der- Versicherung handelt. Im
übrigen müssen die- shassensatzungen den Vorschrift-en des Ge-
setz-es angepaßt werden. Die Verpsizichtung zur Gewährung der
Versicherusnigsleistmigen ist allerdinng von einer Asenderung der
Kassensatzuugen nicht abhängig Wohl aber können die Kassen-
wen-n sie zur Deckung der neuen Aufwendungen ihre Bei-träge
erhöhen müssen, die erhöhten Beiträge erst nach ein-er entsprechen-s-
den Satzungsiinderung verlangen Wo diese Aensderung längere-
Zeit in Anspruch nimmt, können die Kassen infolge her Ver-
pflichtung, die höheren Leistungen ungeachtet der niedrigen Bei-
trüge zu gewähren, unter Umständen in eine schwierige Lage
komm-en. " In dies-en Fällen kann dadurch Abhilfe geschaffen
werden, daß auf Antrag der Kasse das Versicherungsamt gemäß-«
§ 891 Abs. 1 der Reichsviersichernngsordnung Vorläufig eine
Erhöhung der Beiträge verfügt.

· Zu § 23.
Bei Streit über die Leistungen der Woschen-füsrsor.ge end-

«scheidet, wie sich aus Abs. 1 ergibt, in erster Instan- das Ver-
sicljkerungsamst nnd in zweiter und letzt-er Instanz sas Ober-.
viersitherungsamt Dieses hat jedoch die Sache an das Reichs-«
Versicherungsamst abzugeben, wenn es sich um eine noch nicht
entschiedene Frage von grundsätzlich-er Bedeutung handelt oder
wenn es von einer amtlich veröffentlichten Entscheidung des
Rieichsversicherungsamts (L-andesversicherungsamts) abweichen-
witl (§§ 1t39·3, 1790 REVO.). Die Rechtslage ist demnach in-
soweit die gleiche, wie sie bei Streit über Ansprüche auf Grund
der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914 besteht (zn vergl.
Entsch. 2072, A. N. des RiVA 1915 S. 638).

· Zu § 24.

Die Vorschrift des § 8 des Gesetzes tritt ihrer Natur nach.
mit Beendigung des Krieges in Kraft. Der gleiche Zeitpunkt
ist für dass Inkrafttreten des § 9 festgesetzt, während die anderen
Vorschriften schon am 1. Oktober 1919 in Kraft getreten find.
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- »Bei der Festsetzung jenes Zeitpunkts hat die Niationaldersamtw
long-, die das Gesetz am 19. August 1919 verabs«chiedet hat, an-,
seheinend asngenmnsmem daß- im Sinn-e des § 8 ( es Gesetze-s der
.t«t·.«riseg schon vor dem .1. Oktober 1919 beendigt sein werde. Da-
sdiese Erwartung nicht eingetroffen ist, erhalten Wöchnerinnen,
die nali den Vorschriften über die Kriegswochenhilfe anspruchs-
berechtigt sind, die im § 9 bezeichneten erhöhten Leistungen nackt
denn Wortlaut des Gesetz-es erst von der Beendigung des Krieg-es
auf-« wahre-nd sie den übrig-en nach diesem Gesetze berechtigten
Worlnierinsnen schon vom 1. Oktober 1919 ab zukommen. an
dein beabsichtigten Abänderungsgesetz (an vergl. die Erläuterung
zu § 10 untern-) wird darauf Besdachst genommen werden, diesen
vorn Gesetz-geber offenbar nicht gewollt-en Unterschied auszus-
glenhen Jud-essen wird auch schon its-or der Abänderung des
iszessetzes nichts dagegen einzuwenden sein, daß die erhöhten
Leistungen bereit-s vom 1. Oktober 1919 ab gewährt werden.

Wöchnerinnen die unter das neue Gesetz fallen, erhalten,
wenn sie Vor denn 1. Oktober 1919 entbunden worden sinds-, von
diesem Tage ab das Wochen- und das chtillsgeld nach den neuen
Vorschriften, jedoch abzüglich der zwischen dem Tag-e- der Nieder-
kunft und dein 1..Ol·tober 1919 liegend-en Zeit. Das Gesetz ist
hierbei die-m Vorgang des § 10 der Bekanntmachung vom 28. »Ja-
nun-r 19«.1.5,«des § 22 Abs. 2 der Bdeekanutmachung vom 23. April
««t91«5 und des § Zel- Asbls 2 der Bekanntmachung über Wochen-
bilfe aus Anlaß des daterländisschen Hilfsdienstes vom ti. Juli
191.7 GiGVL S. 591) gefolgt. Für Wöchnerinn, »die vor dem
1.. Oktober 1.91.9 entbunden find-, bewendet es für die Zeit bis
zn die-sem- Tage bei den bisherigen Vorschrift-sen Ein-er beson-  

deren Bestimmung beidiurfte es für diejenigen Fälle, in denen
am 1. Oktober 1919 die Bezugsdauer für das Wochen- oder das-
Stsillgselid zwar nach den bisherigen Vorschriften, nicht aber nach-.
dem neuen Gesetz abgelauer war. Wenn beispielsweise eine
Wöchnerin, ider dass Wochengeld nach dem früheren Recht für
8 Wochen zu gewähren war, während es ihr nunmehr für
10 Wochen zn zahlen ist, 9 Wochen vor dem 1.. Oktober 1-919
entbunden worden ist, so würde sie nach § 24 Abs. 2 Satz«-Z des
Gesetze-s für die 9. Woche nach der Entbindung-, also für die
letzte Woche sbor dem Inkrafttreten des Gesegegy kein Wochen--
get-d erhalten, während es ihr gemäß Abs. « Sa, 2 für die
10. Woche nach der Entbindung also die erste Wo e nach »dem
Inkrafttreten des Gesetzes, wieder gewährt werden müßte. Um
*in diesen Fällen seinen lücbenslosens Bezug der Leistun-
gen zu si the-rn, ist durchs den- Schlußssatz _ des Absatz 2
Vorsorge getroffen, daß die Leistungen Im alten Ve-
trage auch bis zum 1. Oktober 1919 zu gewähren find. Die
Leistungen für die Zeit seit dem 1. Oktober 1919 sind in diesen
Fällen nach den neuen Vorschriften zu gewähren, soweit danachi
die Leistungspflicht der Kasse am 1. Oktober 1919 noch nicht
alt-gelaufen war-.

Zn § 25.
Die Vorschrift entspricht dem Artikel 104 des Einführung-s-

gesetzess zur Reichsbersicherungsorsdnung .

O e l s, den 21. Januar 1920.·
Vor-stehende Erläuterung bringe ich hiermit zur Kenntnis

der Krankenkassen.

Oels, den 22. Januar 1920.
2,2mm Unfallversicherung der sonstwo-gewähren guts-du«- IM Uklfsptthmscs M- MASMWCIUIM

—Zl,sferdopjieger, Dienstboten nfw.. . . . .
ś Bezugnehmend aus die Kreisblattbekanntmachnng vom 5. d. Mts. lKreIsblatt Nr. Zl ersuche telrdie Ortspolizei-
behörden mir bis zum 5. Februar d. Js. ein namentliches Verzeichnis der Krastwagen»-. Fuhrwerks- und Rentierhaltungenoder
Aerzte Tieriirzte, Geistlichen Amtspersonen, sowie der verschiedenen Kleingewerbetrelbenden leekdeJ Vlehs Kohlen-. Milch-
biinbler, Bäcker usw.), deren Gewerbe über den Umfang des Kleinbetriebes nicht hinassgehk “HP btebeäbalb nicht Mltgllcd
einer getoetblitheu Berufsgenossenschaft sind. nach unten abgedrucktem Muster oder Negativbernht einzureichen .

   

 

 

 

ṅ.‑.‑‑.‑.... „WW _____.....

Des Fahrzeug- oder Reittierhalters HatindeVZekt

U Art der b “8&3 b6}; 1'1'Z ab! er 1 Io I zUm . n

Z » Haltung våsicherten Ausbruch des 4' Q’Spemberfu 955 «
« Stand K C” Personen Krieges oder .tnßbeionere, U e
I ( mittragen ”wg · .. reits- Mttglted »der« oder Gewerbe g - . b · s (Cbaufseut- mahrenb Yes -
O » Bferde" es Begmn Kutscher-, Krieges eine Versicherungs-
B . (Arzt, Pfarrer, Ugehacmne, der Wagenwzgch» Fahrzeug- „b, ggnofiemcäaigrober
E „aß Und 3mm“: Zollbeamte, Wohnort ieitpferde, Haltung sBootsmanm Reitnerhalkgs einer gemer Zeiss
“ä Oberförsier usw« Segel- oder Pferdepfleger, bestanden und Veeæxä DIREer —
G? Kohlenhändler, Moto rboot) Amstme III Vng

Bäckck UsWJ man“?

 

    

-. VI MU- den 12. Januar 1920.
In Erganznng des Runderlasses vom 26. November v. Js.

— F. M. I. 23 581, M d. J. In 3674 —- wird für den Bereich
der »allgemeinen und inneren Verwaltung bestimmt:

1) Denjenigen Beamten, planmäßiger-r und außerplan-
nisiiszsis an, mit- Familie, die infolge der Kriege-verhältnisses ihren
Hiauzsth vorübergehend von ihrem dienstlichen Wohnsitz nach
wenn san-deren Ort verlegit haben sowie den zur Proben-imst-
lesistsnng einberufen-en Justitisaren nnd Militärantvärstern mit
Familie kann auf ihren Antrag für »die Zeit, während der sie
infolge der Wohnungsnot an ihrem- Dtenstorte eine eigene
Wohnung nicht finden oder wegen der Beförderungsmnteltnappi
heit . vorläufig ni - beziehen können, sondern Ihre bisheri
Wo nun-g sbeisb eha ten oder ihre Möbel ge n Entgelt fing:
wei· en unter-stellen müssen, ebenfaws eine eihislfe, und zwar
nach den in Absatz 5 des eingangs erwähnten Erlasses für Be-
amte mit Familie vorgesehenen Sätzen gewährt werden.

2) Die gleiche Bei-helfe kann auch den unter 1 genannten
Beamten und Personen auf Antrag gezahlt werben, die ihre

4 «

    
Der Martin-two des Yousietjernugoautti. «

- bisherige Wohnung zwar ohne Aufwendmig besonderer Kosten
aufgeben konnten oder die bisheri e Wohnung gesägt Entgelt .
vermietet haben, die aber an ihrem sienstort infolge - ohmisnsgsss
mangels gezwungen sind, länger als zwei Wochen in einerzt Gast-
hause zu mahnen, wen-n ihnen hierdurch unverhältnismii ig hohe-,
die ortsüblichen Wohnungspreisse übersteigende-n K - n ers-
wa ‚ext.

.) Die Bestimmungen unter Nr. 6, 9 und 10 des Rund-
erlasses vom 26. November v. I. finden fningenoäße Anwendung-.

Zweich im Namen des Witwe des Inuam - «
Der Wunutster.

Ä a ni. »

O e«1s-, den 24. Januar 1920.
Bestätng Stellenbesitzer Karl Sei d er zum Nachtwächter der

Gemeinde Hänge-m _ ‚ « |2 (r,
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O e l s, den 23. Januar 1920.

EinbruchsWebstuhl-Versicherung

Die Herren Gut-s- und Geineinsdeporsteher erfuche i'd), Die
Versicheriingsbeiträsgie usnd Stseinspelbetragie von den Versicherten
alsbald ein-beben und mittels der iiiberssaudten Zaghlkarte · ans

\

Militärpaß, Gedurtsurkunde, Dienstüeisttmgszenginis der
letzten Arbeitsstelle tin-d der letzten militärischenDienststelle so-
wie selbst eschsriebenen Lebenslauf. Letztere-r muß enthalten-: Ob.
und weil je Schulden der Bemerkt-er- hat, wozu auch Ali-weitste,
Wechsel- nnd Darlehnssordernngen gehören, welche .i’raiitheiten
uns-d Unsällse der Veto-erber vor und welche Verwundiiiigens tin-d-

Dex Kreisfeiierfozietästsdirektou-
Laut-rat 
 

 

Sicherheitsposlizei Mitteldeutschliand

stellt noch eine größere Anzahl von Beamten isni

Weißenfels ein.
l

VM
Sie müssen 1 Ia r

An Papiereii sind erfordert-Licht

das Posischieclllonto der Kreiskommnnalkasse einzahlen zu lassen.

O e I s, den 24. Januar 1920.

Die Maul- tin-d Klauensenche in dem Gehöft des Vorwerks
Sandhos (Spahlitz) und des Freistellenbesitzers S ch wa rz in
Bogschütz ist f erloschen, die Sperrniiaßregelsn werden auf-gehoben

und Maiinschastsrang für die Mirnisonorte (Erfurt, Ha e und

nr Einstellting kommen körperlich rüistige Leute im Alter
Z bis 30 Jasrem Größe nur ausnahmsweise unter 1,70.

Frontdienst nach-weisen können oder aber
ein-er miobislen Fort-nation im Kriege angehört haben.

polizei.

Krankheiten er in seiiieusOiensstzeit erlitten hat, die zu einer
ärztlsichen Behandlung gesinnt hab-ein . «

Die Besoldiinsg ist gleich derjenigen der übrigen Sicherheits-

. · ·N«ä·l,iere Auskunft erteilt das Kreisfürsorgenmt Orts, Ma-
rienstraße 1.8, wo auch die nahe-ten Bedingungen eingesehen
wer-den können. "

Kreisfürsorgeamn

 

Untern iz«ier-

 i??? für iik a ;_;
··.·« auf Pslkschrillonto Berlin 75776

 

Deutscher Stangen“, Berlin NWJZ Tit-it

« i Hilf zooooo Hisminlitreilsilgte
:;·;.«., aus dem Reiche ins Grriizlans Maßen! ‚

Gib deine

       ‚L4 -. ·
’ ... « AL: n":

stimiii

   
olksab ungen FTÅ sz

oder auf Deine Baut!

 

Der Landrat.
Rojahir
 

_ Dienstauszeichnung.
·Fü·r Anträge auf das Dienstauszeichnungskreuz

sowie fur· die Landwehrdienstauszeichnung für Otsizieie,
Unieroffiziere und Mannschaften, ist Schlußtermin der
5. Februar 1920. ·

· Bedi·ngiingen·sind: Erfüllung der aktiven Dienst-
23m, sowie der Dienstpflicht in der Reserve und der
andrp. I. leigebpts · ·

Diese mussen jedoch bis Kriegsbeginn 1914 erfüllt
gewesen fern. · · · ·

A·ii·trage·sind s riftlich bei·der Versorgungsstelle
Qels einzureichen.- Jn den Gesuchen ist anzugeben:
l. von wann bis wann im· Frieden aktiv gedient,
2. bei welchem Regiment, 3. etzige Wohnung. 4. von
welchem Bezirkskommando iniolge Mobilmachung ein-
gestellt, -— Antrage, welche nicht·bis zum 5. 2. 20. ge-
stellt s·i·iid, werden grundsätzlich nicht berücksichtigt

Fur bis I.August1919 zurückgekehrte Kriegsge-
fangen-e gilt»der Termin bis 5. 2. 20.

·—.-Fur spater zurückkehrende ist Schluß für Ein-
reichung der Antrage drei Monate nach Eintreffen des
letzten·Firiegsgesangenentransvort in der Heimat

» Diesenigexu die bereits die· Mitteilung erhalten
haben, daß sie zur ·Laiidwehrdienstauszeichnung vor-
geschlagen worden sind,«brauchen ihre Gesuche nicht
mehr erneuern ·

Militärpasse sind den Gesiichen beizufügen.
Versarguiigsltelle Oel-.

Jm Genossenschaftsregister ist bei Nr. 31·Karto el-
·lockeni·-Fabiik Namslau e. Ci. m. d. H. in Wil au
eute eingetragen worden-

Gutsisesitzer Max Langner Deutsch-Marchin schei-
det aus Dem Vorstande aus und an seiner Stelle ist
der Rittergutsbesitzer Reinhold Goldert in Nieder-
Wilkau zum Vorstandsmitglied gewählt.

Amt-gerieth Name-law 20. Januar 1920.
  

        
anerkennen voll·Dank m. Winterhalter’s Hernieus
Basda e, esetzlich geschützt und patentiert. Sinnreich
ohne se e eder man", aus weichem Leder, bequem.
Garantie 20000 Stuck im Gebrauch. Zu sprechen in
Dcls am Sonnabend. neu 3|. Januar. von 9 um
vom. bis 5 um nachm. im habt-schrieb
Serum-Dannenberg: m. · litten-alten Halle aß.

Tragen Sie nur die HeiniensBandage das einzige
Band. das den Bruch von unten nach oben. Dauer
richtig zurückhält

    

 

beseligt scerhmzlos
innerhalb 24 Stunden

,··-: unser Beugamn
.--; .;- Prospekte um vielen
i-» ß Dankschrccr‘bär; Tät-ST-

eumers - ..
Bauantrag IF n
 

Flüllülliüiiiüii
verhütet

MUMM.
ZI haben In IIIII Apotheken

und umarmen.
Prospekte und Proben
versendet In Bahn Ges.
m. b. H.‘, Berlin S. W. 68.

2 elegante, gute

Arbeits-

 

_ ’ngrfanft

Gastwirt Vogt,
_ mieiearaDe.
 

» Weitere

Geflügel-
iiiarterin s

»J-·,»sp aus Domiiiiuiii gemäß.
Die selbständig das Gexlüael
besorgt und die Auiucht
,gut versteht. Zeugnisse u.
Lohnansprüche unter X Z
an die .,Lokomotioe«.

Gärtner
für Neueinrichtung eines
Gartens gesucht · ś

Rornid). Gutsbesitzer,
Ober Schmollem Sir. Orts.

   

-
«

pferde

· Die Nachtwächterstelle in der Gemeinde Galbitz
ist bald oder später zu besetzeir Verderben die auch
die Schulbereinigung und-liebeiz·ung gegen angemessenes
Entgeld übernehmen wollen sich unter Angabe ihrer
Bedingungen beim Unterzeichneten melden.

Gall-in den 23. 1. 1920
Der Gemeinde-Vorstand

Skiwetter.
 

Manier- und Zimmerleute
per sofort für dauernde Für Uebernachs
Arbeit nach Nams lau gemäß tung ist gesorgt-

urban sc Media),
Mauren und Zimmermeister,
ausmalen. Wilhelinstraße 13.
 

   
     

 

 

wechselt zum selben Satze wie· die Reichsbaiik I ż 
pro Mark = 6,50 Mk. diskret ein ..

Jnniingsdank in Wie-stau,
Blumenstrane 8.

1. Querstraße vom Tauentzienplatz aus.
Für 10 Mark in Gold =- 110.—-— Mk.

in Gold 20.-7— Mk.

est-isten san g- nei-
Rasrhe Hilfe — doppelte Hilfe.

Harnröbrenleideii. frischer u. veralt. Ausjliiin Hei-
lung iii kürzester Frist, Syphili·s. ohne Beriiisstozungsp
ohne Einlvritzung u. andere (Eine, Mannegschwachh
sofortige Hilfe. Ueber Jedes der 3 Leiden iit eine aus-
führlich. Bioschüre erschienen mit· zahlreichen amtlichen
Gutachten und Hunderten freiwill. Dankichreiben Ge-
beilter. Zusendung kostenl.geg. 50 Pfg. i. Mark.f. Porto
u. Speien in verschloss. Doppelbrin ohne Ausdruck durch
Stiezialarzt m. med. nammamn. Berlin 2088.
EBotsDamerItr. 123b. Sorechstund.: 9-·-10, 3——4· Uhr.
Genaue Angabe des Leidens erforderlich, damit die

richtige Broschüre gesandt werden kann.
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Das neue Reichsiiiahlgeseg
» » . . Berlin, 24. s,J"-aiiuar.
Der Librentswurs des Reichswahl ges setzes, dessen

Grundzüge bereits mitgeteilt wurden, wurde nunmehr vom
Reichssministerium des Sintern veröffentlicht

Die Verteilung der Abgeordneten auf die einzelnen Par-
teien erfolgt nach demsogensannten automatischen System, das
zuerst in Baden für die Landtagswalzslen eingeführt wurde.
Auf se 60000 gültige Stimmen- entfällt ein Abgeordneten Für
sdise Berücksichtigung des- Restes der Stimmen- sind verschiedene
Verfahrens-Osten möglich. Dass Reichsniinisterium des Inn-ern
hat daher dir-ei ‚(Entwürfe aufgestellt, um der breiten Oeffentlich-
fegt Gelegenheit zu gehen, zu den einzeln-en Anweuiduugssmöglich--
fetten der neu-en Systeme Stellung zu nehmen Im Vorentwurf
a werden die in den einzelnen mah‘fi’reifen. nicht verbraucht-en
Reststimmen aus- die Reials-swahlvsorfchlagsliste verrechnet. Der
Vorenitwurf b faßt mehrere örtslich zusamnieushängen-de Wahl-
frage zu einem Wahlkveise zusammen ·Di-e im Wahlkreise nicht
»der rauchten Reststimmen werden hier zunächst »auf den Ver-
bandswahlvorsihlag und erst die im Verbandswahlkreise nicht
verbraucht-en Reststimmeni auf die Rseiclsssliste übertragen Der
Vorschlag- c verbindet gleichfalls örtlich zusammenhänande
Wahlkreise zu seinem Walilverbaude und überläßt es den Bühler-
gruppenz entweder Wahlkreisvorschläge oder Verbandswahlvor-
schlage einzureichen Parteien-, die in den« einzelnen Wablkreiien
nicht wenigstens Gl) 000 Stimmen- erreichen würd-en, können sich
so» mit Wählergruvpen benachbarter Wablkreise zwecks Ein-
reichung gemeinsamer Wablsvorschläge und Vierbandswalslvow
schlage verbinden Dadurch soll den Narteiens die Möglichkeit
gegeben werd-en, auch in solchem Wahlkreisen örtlichen Klaudi-
baten zum Erfolgs zu verhelfen; wo sie an sieb schwächer vertreten-
sind Die S233ahifreiLaieinteitunq ist als Anlage gar-dem neuenGesetz und damit als Bestand-teil des Gesetz-es- gerecht. Sie istnoch nicht entworfen da die Ergebnisse der lelszähluug von-i
8. Oktober, die ihr zugrunde gelegt werden sollen noch nickt
vorliegen leben dem neuen Wohlsustem bringt der , j
auch sonstige Neuerungen- geaenüsberdem Ubsisberiaeiii W. blrechtBesonders ist zu erwähnen dass er dem wiederholt laut gewor-

. den-ein Wunsche, Auslandsdeuticliens das Recht zur- Teilnahme anden Reichstagswahlen zu gewähren Rechnunn trägt. «
» Des-weiteren ist noch die im ‚S. 13 vorgesehen-e Einfss kmm
vpn Wahlfclieinens hervorzuheben Solche Siitsalilirlseiuo sollen alledreiseitig-en-· Wähler erhalten die keinen festen Mobnsiti haben
z. B. Reisende, Lokomotivführer usw. Sie ist-men- am HinJedem beliebigen Wahlbezirk wsäblen Rath s W toll tspr Fusskra-
ministendes Inn-ern wenn instit-se geriuaerWabllsptoiliaiiiiiä
bei Anteiluna von feeinem Abgeordneten auf 60 00,0 Grimm-»
M Zahl der Abgeordneten 400 iiiclits erreichen würde das Its-»ei-
haben, durch Verordnung die Nertesilunaszalss Mhmsowpii
herabzusetzen-, daß die Zahl der Abgeordneten 400 erreicht. » ·

Das Gesetz stirtie widerstreitenden
« » Berlin 24. Januar.« Der im Sie:chgimmfterunn des Inn-ern ciufasestellte Vor-cuttrurg des Gesetzes uber die Wahl des Reichspräsidenitenwirdnuume r veroffentlicht. «

sysnssrntthzhs '

 

Der Entwurf lässt die absolute Mehrheit entscheiden Solltesich aber ein-e solche Mehrheit nicht ergeben o oll i «
h . «. . - · , « , in streitenWahlgange die relativ-e Mehrheit den Ausschlligsgebeui SDamitwird eiii»mittlerer Weg einigesclslaaen und die ü die . ‘i sReichsprasideutend im Interesfsg des Lilnsehensf fixiüler WStiälllikiignicht erwunskhte Stichwahl vermied-en Der Entwurf geht da-von aus« dag, wen-n der erste Wablgang zu einer eiidnsiiltsigienWahl nich-r fuhr-en sollte, »aus Grund fein-er Ergebnisse sich un-chswer eine Verständigung zwischen den Wählergrupven in der. ichtung erreichen-· lassen- wird, dass aus« dem zweiten Wablaanaeder Mann- herborgehtz» der-die große Mehrheit der Wählerschsafthinter sich hat. Die iibrizaen Vorschriften- des Präsisdeusteuwashsl-miete? fmb_ben Vorschriften-· des- Reich-swablaes:et3es endet-sittHirn eJsiiteresse der Verwünschung der Wahlaesebäste sind für dieOdrberesitung Find Durchführung der Wahl und für die-Fest-stellung und anifung des-Wahlergebnisses die -»a-"lseichen Einrich-

tun-gen ein-es Organs wie für die Reichstagswahlen- vorgesehen

«·" Geiieitssaai." «
« Aus der Sitzung der am: kammer be« « ‘ -am N Saunar 1919. f im Laut-geruht Oels

Ein eh we rer Inn ge ist der erst 17 Jahr-e alte t"ür'ar e-zögliug Max Ba. aus Auras Er ist wegen schweren Dyiebpstasls
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bereits zweimal vorbestraft und verbüszt gegenwärtig in Wohlau
sein-e ein-jährige Gefängnisstrafe. Am 8. 8. 19 war er aus dem
Fursosrgehaus in Groß Rosen ausgebrochen iiud trieb sich nichtstueud
und wahrscheinlich voiu Diebstahl und Betteln lebend in Mittel-
schlesieii umher. Am 12. 9. 1.0 kan er in das Gehöft dies Geiiieindeisl
oorsieoers ‚Sex in Darunter Greis Mititsch), den er von früher
her kannte. Dies-er bewirtete ihn aus Mitleid wurde dafür aber
iibel belohnt, denn als alle Hausiusassen drauß-en auf dem Felde
waren, schlich B. in eine«K»amuie-r und stahl dort 400 Mark. Das
Geld brachte er in ganz kurzer Zeit in Breslau Durch. Der"St-iiats-
anwalt beantragte gege V. 1 Jahr Gefängnis Das Gericht glaubte
nach der ganzen Sachlage noch hierüber hinausgehen zu sollen und
erkannte auf .1 Jahr 6 Monat-e Gefängnis -

Billige Reisen unternahm der Versicherungsbeiamte Her-
bert K. aus Breslan Er hatte voii seiner Dienstzeit m Kiel
lMariue) noch eine Reihe voii Urla-ubsscheineii, Ausweisen 2e. Auf
diese hin ließ er sich für zahlreiche Eisenbahnfchhrten »in dienstlichem
Interesse« von Breslau aus in die Provinz Militärfahrkarten aus-
stellen und schädigte so die Eisenbahuverwaltuiig um nicht unbeträchto
liche Summen Der Staatsanwalt beantragte gegen ihn 9 Monate
Gefängnis Das Gericht hielt eine gewiss-e Notlage des Angeklagten
für vorliegend und ließ es angesichts seiner bisherigen Unbescholtew
heit bei einer Gefängnisstrafe von Z. Monaten bewenden

Ganz unschuldig wollte der bereits 36nial Wegen mehr-
facher Tiebstähle, Beleidigung, Widerstandsleistuug, Betteliis vor-
bestrafte Arbeiter Paul nur. aus Nanislau fein, der beschuldigt
war, am 16. 8. v; J. aus dein dortigen Proviantanit 45 Konnt-ven-
biicljsen mit Rindfleisch gestohlen zu haben Er wurde aber durch
die Bei«eisaiifnal»miic, namentlich durch die Aussagen des Zeugen
Str., der wegen Beteiligung an diesem Einbruch zu 3 Monaten
Gefängnis verurteilt worden ist, völlig überführt. Er hat das
Fleisch auch nicht für sich verbraucht, sondern durch Schleichhandel
‚u Breslau abges-etzt. Der Staatsanwalt beantragte 1 Jahr Ge-
äugnis gegen Ttlt.; das Gericht verurteilte ihn wegen schweren Dieb-
stsahls zu 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis «

Ingendlicher Leichtsinn führte die 1.6 Jahre alten
chsiuiedelehrlinge Karl D. und Paul M. aus Obernigk aufe
.-ie Ankla.geba1'i·t. Als im vergangenen Herbst vom Kreise Trebuitz
iillige Kleidungsstücke angeboten wurden, schrieben sie an ihre
xltcru uiu Geld, damit sie sich auch etwas anschaffen könnten Als
le nichts erhielten, kamen sie auf den Gedanken, sich durch Einbruch
Sei ihrem Lehrherrn, dein Schmiedemeister W., die erforderlichen
Mittel zu beschaffen Das erst-e Mal mißlaug der Versuch, das
streite Mal erbeuteten fie 6, das dritte Mal 100 Mark. Ihr-e Tat
kam bald heraus, und das Verfahren wurde gegen sie eingeleitet;
Zu »der heutigen Verhandlung stellte ihr Meister den beiden das

rJeste Zeugnis aus und erklärte, an ihr-er Bestrafung kein Interesse
zu l;a««.-en; das Geld habe er wiederbekommen Der Staatsanwalt
seautria te 2 Monate Gefängnis Das Gericht erkannte gegen die
sioch unbestrafteu Jungen die ihre Tat ernstlich zu bereuen schienen,
wegen schweren Diebstahls auf je 1 Monat Gefängnis

Vierinal hat eine Streitigkeit zwischen der Familie M. und
der liZiährigen Frau Dorothea B. in GroszPeterwitz (Kreis
rErehnitg) bereits die Gerichte beschäftigt Während Angehörige der
Familie M. ovr kurzem wegen Mißhandlung der Frau B. zu einer
Teiiugen Strafe verurteilt wurden, sprach das Gericht heute die
leistete von der Beschuldiguug rei, Frau M. beleidigt und deren
Enkelin geschlagen zu hab-en Das Schöfsengericht in Trachenberg
hatte sie zu 20 Mk. Geldstrafe verurteilt, so dass ihre Berufung hier-
ieginfErfolghatte In dieser Angelegenheit schwebt noch ein Zivil-. ‑
proze3. « -

Unerlaubter Pferdehanch Der Fleischermeister
Gustav K. in Such u (K-r-eis Militsch) hatte auf ein-er Versteigerung
son» Militärpferden in Schmiegrode, zu der Pferdehändler nicht zu-
ielasseu waren und auf der Pferde nur zu eigenem Gebrauch von
tandiri Sen 2c. erstanden werden durften, ein Pferd fiir 1.100 Mark
relaqu Da es lahmte und den Trsausport nach Sulau kaum aus-
Halten « können schien, gab er es nach wenigen Stunden an einen
Pferd Tler für 1900 Mark weiter. Das Schöffeiigericht hatte ihn
hegen iertrsetung verschiedener Vorschriften nud Ueberteuerung
in G Linden die zum täglichen Bedarf hielten, zu 100 Mark
Gelds und Einziehuiig des übermäßigen Gewinnes verurteilt.
Das ( l ,t verwarf heute die Berufung des Angeklagten

2P r s i iht b e i m V i e h v erka u f.‘ Das-Schöffengericht Oels
hatte i i Fleisch-er BZ aus Schmoltschütz zu 200 Mark,Geld-
itrase hai‘cnrteift, weil er, ohne den Käsufer näh-er zu kennen ’eine
Kalb-c von 5 Zeutuern an einen spät-er nicht auffindbareii Guts-
besitze J« in Mühlwsitz verkauft hatte. Die Berufung des B. wurde
um de. L7t«i«astaiiiiner mit der Maßgabe verworfen, daß B. wegen
Uebertrei « der einschlägigen Bestimmungen zu 100 Mk; Geldstrafe
verurteili de. —

V ern c se n wurde auch die Berufung des Laiidesvroduttens
händlers R. us Dresden der vom Scböfsengericht Groß Warteuberg
zu 2 Wochen litefäuaiiisduud 300 Mark Geldstrafe verurteilt wordenum, mit er m Gre-r o"«a-«teuberg mit 18% Pfund Schweinefleisch
und 8% P und Butteti Hoffen worden war, die· er ohne Erlaubnis ‑ ‑
erworben atte. Das iclit schenkt-e seiner Angabe, er habe die
Waren jenseits der-De: atiouslinie nur zur Verwendung für-sich
und seine Angelörigeu svorben umso weniger Glauben als R.
wegen ähnliche-r Bergehc bereits zweimal vor-bestraft ist.
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